Liebe Zellerinnen und Zeller!

Nachdem im Zuge des Ausbaues der ÖBB-Strecke als Hochleistungsstrecke die bestehenden Eisenbahnkreuzungen auf-gelassen werden, wurde als erste Straßenbaumaßnahme der Lkw-taugliche Ausbau des ÖBB-Vidaktes im Bereich der Ortschaft Wildhag und damit auch der Neubau der Wildhager-Unterführungs-straße erforderlich. 

Der Trassenverlauf ist nach erfolgtem Erdaushub bereits gut erkennbar, und wurde die Beton-Bodenplatte für die Brücke in einer Stärke von 1 m ebenfalls hergestellt, sodass die Brückenbauarbeiten einschließlich der rund 110 m langen Bodenwanne bis Mitte Dezember abge-schlossen sein werden.

Für die Verlegung und Weiterführung der Griesbacher-Landesstraße laufen derzeit die Vorbereitungen für die Grund-zusammenlegung der im Einzugsbereich des Straßenneubaues gelegenen Parzellen, sodass etwa für den heurigen Spätherbst die Grundeinlöseverhandlung anberaumt werden kann. 

Endlich konnte auch das als Schotterstraße verbliebene Reststück des OW.Jebling zwischen Prambrücke und dem Güterweg Stögen, welches immer mehr frequentiert wird, staubfrei abgeschlossen werden.

Die Straßenbaumaßnahmen im Bereich Erledt werden in ca. 2 Wochen fertiggestellt sein.

Bis Ende Oktober wird dann mit der Erneuerung der Straßenbeleuchtung und der Pflanzung weiterer Bäume die Neugestaltung der Ortsdurchfahrt bis zum Lindensteg beendet werden können. 

Ich bedanke mich bei den Eigentümern der angrenzenden Wohnhäuser für ihre Bereitschaft, die anfallenden Dachwässer in den im Zuge der Straßenbaumaßnahmen neu errichteten Regenwasserkanal einzuleiten, womit wiederum eine weitere Entlastung der Verbandskläranlage erreicht wurde. Mit der geänderten Anbindung der Krenastraße an die Pramtalstraße wurde, davon bin ich überzeugt, eine gute Lösung zur Verbesserung der Verkehrssicherheit in diesem Bereich gefunden. An dieser Stelle darf ich wiederum an mein bereits mehrmals geäußertes Anliegen, im Ortsgebiet die Fahrgeschwindigkeit zu reduzieren, erinnern. 

Zusammenfassend kann ich berichten, dass die Gemeinde Zell an der Pram an der diesjährigen Ortsbildmesse in Grieskirchen das Ortsgestaltungsprojekt wiederum präsentiert hat, welches im Rahmen dieser Ausstellung nicht nur allgemein große Anerkennung, sondern, wie ich weiß, in einigen Gemeinden auch bereits Nachahmung gefunden hat.     

Nachdem das Land Oö. von den geschätzten Gesamtkosten von € 80.000,--  die Hälfte übernimmt - die detaillierte Finanzierung finden Sie im Protokoll-auszug der letzten GR-Sitzung - wurde mit den Vorarbeiten für die Neugestaltung der Zufahrtsstraße zur Volksschule und zum Kindergarten bereits begonnen, und soll dieses Straßenprojekt noch heuer fertiggestellt werden. Wesentlich ist, dass im Bereich der Volksschule mit baulichen Maßnahmen eine sinnvolle Reduktion der Fahrgeschwindigkeit zum Schutz der Kinder erreicht wird.

Einem weiteren Erfordernis wird noch heuer mit der Errichtung eines öffentlichen Kinderspielplatzes ent-sprochen werden, der im südlichen Bereich der Volksschule, hin zum Kindergarten, mit einem Kostenaufwand von € 40.000,-- angelegt wird. Für dieses Vorhaben werden vom Bildungs-, Jugend und Sportreferat als auch vom Gemeindereferat des Amtes der Oö.Landesregierung jeweils € 9.000,-- bereitgestellt. 

Es wird Sie sicher auch interessieren, dass mit Beginn des Kindergartenjahres 
61 Kinder diese Einrichtung der Gemeinde besuchen, wobei wegen der gesetzlich normierten Kinderzahl je Gruppe leider nicht alle Kinder aufgenommen werden konnten. Die Anzahl der Volksschüler beträgt heuer 114 Kinder, welche sich auf 6 Klassen verteilen. 

In diesem Zusammenhang appelliere ich wiederum an die Eltern, sich ihrer Vorbildfunktion gegenüber den Kindern im Straßenverkehr und insbesondere auf dem Schulweg immer bewusst zu sein, da ich leider immer wieder gröbliche Unachtsamkeiten wahrnehmen muss. 

Obwohl wir in diesem Rekordsommer keinerlei Schwierigkeit bei der Wasserversorgung hatten, ersuche und empfehle ich, im Interesse einer sparsamen Nutzung der Wasserreserven des öfteren den Zählerstand auf Ihrer Wasseruhr zu prüfen. Damit können auch eventuelle Mängel erkannt und überhöhte Wasser- und Kanalgebühren vermieden werden. 
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Abschließend lade ich wiederum unsere älteren Mitbürger zur Teilnahme am diesjährigen Landesaltentag, der in unserer Gemeinde im Zusammenwirken mit der Pfarre am Sonntag, dem 5. Oktober gefeiert wird, und wozu Sie bereits meine Einladung erhalten haben, herzlich ein.

WAHLERGEBNISSE VOM 28.September 2003
LANDTAGSWAHL

	Partei
	Ergebnis 2003
	Ergebnis 1997

	ÖVP Österreichische Volkspartei
	710
60,17 %
	755
61,23%

	SPÖ Sozialdemokratische Partei Österr.
	241
20,42%
	121
9,89%

	FPÖ Freiheitliche Partei Österreichs
	109
9,24%
	232
18,82%

	GRÜNE Die Grünen-Die Grüne Alternat.
	112
9,49%
	83
6,73%

	KPÖ Kommunistische Partei Österreichs
	8
0,68%
	5
0,41%


Wahlstatistik:
Wahlberechtigte 
  
1.447

Wahlbeteiligung:

83,62%



Abgegebene Stimmen  
1.210

Anteil gültige Stimmen
97,52%



Gültige Stimmen:
1.180

Anteil ungültige Stimmen
  2,48%



Ungültige Stimmen
    30

GEMEINDERATSWAHL

	Partei
	Ergebnis 2003
	Mandate
	Ergebnis 1997

	ÖVP Österreichische Volkspartei
	800
68,49%
	18
	866
71,87%

	SPÖ Sozialdemokratische Partei Österr.
	246
21,06%
	5
	123
10,21%

	FPÖ Freiheitliche Partei Österreichs
	122
10,45%
	2
	216
17,93%


Wahlstatistik:
Wahlberechtigte 
  
1.462

Wahlbeteiligung:

82,97%



Abgegebene Stimmen  
1.213

Anteil gültige Stimmen
96,29%



Gültige Stimmen:
1.168

Anteil ungültige Stimmen
  3,71%



Ungültige Stimmen
    45

Aufgrund des Wahlergebnisses wurden als gewählt erklärt:

ÖVP

	1.
	Bauer Matthias
	Zell/Pram, Erledt 8

	2.
	Demelbauer Walter
	Zell/Pram, Hofmark 4

	3.
	Ertl Maria
	Zell/Pram, Am Wassen-Süd 2

	4.
	Furthner Katharina
	Riedau, Bernetsedt 4

	5.
	Buchinger Josef
	Zell/Pram, Am Wassen-Süd 10

	6.
	Hörmanseder Franz
	Riedau, Habekendobl 2

	7.
	Straif Bernhard
	Zell/Pram, Hofmark 5

	8.
	Zallinger Alfred
	Zell/Pram, Am Wassen 54

	9.
	Zweimüller Franz
	Zell/Pram, Weireth 3

	10.
	Macherhammer Norbert
	Zell/Pram, Andorferstr. 14

	11.
	Schwarzmayr Hermann
	Zell/Pram, Prof.L.Daxspergerw.1

	12.
	Hellwagner Alois
	Riedau, Ornetsedt 6

	13.
	Schmidleitner Otmar
	Zell/Pram, Erledt 7

	14.
	Dick Herbert
	Riedau, Brandesleiten 9

	15.
	Doblinger Johann
	Zell/Pram, Am Wassen 89

	16.
	Hellwagner Josef
	Zell/Pram, Point 3

	17.
	Hansbauer Peter
	Zell/Pram,Pfarrhofmaier-Siedl.1

	18.
	Fischer Otmar Mag.
	Zell/Pram, Hofmark 10


SPÖ

	1.
	Samhaber Franz
	Altschwendt, Krena 2

	2.
	Demmelbauer Gertraut
	Zell/Pram, Kranzlweg 10

	3.
	Reischl Margit
	Zell/Pram, Pfarrhofmaier-Siedl.6

	4.
	Zillner Markus
	Zell/Pram, Hofmark 1

	5.
	Demmelbauer Josef
	Zell/Pram, Kranzlweg 10


FPÖ
	1.
	Haferl Karl, jun
	Zell/Pram, Jebling 4

	2.
	Goldberger Reinhard
	Zell/Pram, Reischenbach 5


BÜRGERMEISTERWAHL

	Name
	Ergebnis 
	Prozent

	Bauer Matthias (ÖVP)
	897
	77,93%

	Samhaber Franz (SPÖ
	171
	14,86%

	Haferl Karl (FPÖ)
	83
	7,21%



Gemeinderatssitzung 

vom  01. Juli 2003

Adolf Dick, Fuckersberg 5; Antrag betr. Auflassung von Öff. Gut

Dieser beantragt die Auflassung eines Teiles der öffentlichen Wegparzelle 1864 KG. Aiglbrechting (ehem. Fuckersberger-Gde.Straße) und begründet sein Ersuchen mit dem schlechten Bauzustand des aufzulassenden Teilstückes, weshalb es wiederholt zu Flurschäden an seinen angrenzenden landwirtschaftlich ge-nutzten Grundstücken gekommen sei. GR.Schmidhuber verweist darauf, dass die aufzulassende Wegparzelle seit Errichtung des Güterweges Wildhag II für den Gemeingebrauch entbehrlich geworden ist, und beantragt die Einleitung des straßenrechtlichen Verfahrens. Der Antrag erfährt die allgemeine Zustimmung.

Änderung der Kindergartenordnung 

Die mit Beschluss des GR vom 
12. Dezember 2002 abgeänderte Kinder-gartenordnung wurde zur aufsichts-behördlichen Prüfung vorgelegt. Mit Erlass vom 31.1.2003 wurde mit dem Hinweis auf die Freiwilligkeit des Kinder-gartenbesuches deren Adaptierung vor-geschlagen. 

GR.Altmann bestätigt, dass mit dem dazu vorliegenden Verordnungsentwurf die jederzeitige Abmeldung vom Besuch des Kindergartens gewährleistet, hinsichtlich der Einhebung des Elternbeitrages sowohl den Vorgaben der maßgeblichen Bestimmungen des Oö. Kindergarten- und Hortegesetzes als auch dem Ergebnis der aufsichtsbehördlichen Prüfung entsprochen wird, und beantragt hiezu die Zustimmung des GR., welche  1-stimmig erfolgt. 

BZ-Anträge 2004; Beratung

Über Antrag von VzBgm. Bauer sollen für das Finanzjahr 2004 für nachstehende Vorhaben mit folgender Priorität 
BZ-Anträge bei der Abt. Gemeinden vorgelegt werden:

1. Errichtung eines Kinderspielplatzes 

2. Ausbau und Sanierung der Zuf. Str.Schule, Kindergarten und Altenheim

3. Errichtung von Lärmschutzmaßnahmen im Zuge des ÖBB-Ausbaues

4. Umfahrung Griesbacher-Straße (Grund/Gebäudeeinlöse)

GR. J. Demmelbauer erklärt seine grund-sätzliche Zustimmung zu diesen Vorhaben, ausgenommen die Errichtung von Lärmschutzwänden, wobei er diese Meinung ua. mit den ablehnenden Stellungnahmen der ÖBB-Anrainer begründet. 

Nach durchgeführter offener Abstimmung stellt der Vorsitzende die 1-stimmige Antragsannahme fest. 

Änderung der Verordnung vom 21.7.1998 zur Regelung des Marktverkehrs (Marktordnung für die Gemeinde Zell/Pram)

sowie zur Erlangung von Marktrechten  

Der Gemeinderat hat sich mit Beschluss vom 15.Mai 2003 grundsätzlich für die Erweiterung des rechtsgültig verordneten Marktgebietes ausgesprochen. Nach Durchführung des in der GewO 1994 normierten Verfahrens, bei dem keine Einwände eingebracht wurden, liegt dem

GR der Entwurf einer diesbezüglichen Verordnung vor, der dem GR einschließlich der Stellungnahme des Amtes der Oö.Landesregierung vom 3.6.2003 vollinhaltlich zur Kenntnis gebracht wird. GR. Macherhammer spricht sich in Form eines Antrages für die beschlussmässige Annahme des Verordnungsentwurfes aus, die einhellig erfolgt.

Neugestaltung der Ortsdurchfahrt; 1.Finanzierungsplan 

Der 1.Finanzierungsplan weist zur Deckung der Gesamtausgaben für die Bauabschnitte 01-03 in Höhe von 
€ 503.000,-- Landesförderungen von 
€   208.000,--, I-Beiträge von €  26.000,--und Zuführungen aus dem OHH von insgesamt €  269.000,-- aus. 

Der Bürgermeister verweist auf die Notwendigkeit zur Inanspruchnahme des Soll-Überschusses 2002 in Höhe von 
€ 97.000,-- und erläutert abschließend das Gesamtprojekt, welches allgemein große Zustimmung findet. 

GV. Kaiser schließt sich dieser      Meinung mit dem Antrag, dem 
1. Finanzierungsplan die Genehmigung zu erteilen an, welche ohne Gegenstimme erfolgt. 
Park & Ride-Anlage; 2.Finanzierungsplan

Auf Grund von Interventionen des Landes Oö. konnte der Baukostenbeitrag der Gemeinde von ursprünglich 
€ 155.000,-- auf nunmehr € 88.100,-- gesenkt werden, worüber dem Gemeinderat ein adaptierter Vertrags-entwurf vorliegt. Auf Grund einer zugesicherten Landesförderung 
des Verkehrsreferenten von € 66.200,-- verbleibt ein Restbetrag von € 21.900,-- welche aus dem OHH zugeführt wird. Nach eingehender Erläuterung des Projektes sowie des 2.Finanzierungsplanes unterstreicht auch GR. Zallinger erneut die Notwendigkeit zur Errichtung dieser Anlage und beantragt, dem


2.Finanzierungsplan die Zustimmung zu erteilen. Diese erfolgt wiederum einstimmig. 

Genehmigungen von Kreditüberschreitungen

Im Sinne der Bestimmungen des 
§ 79 Abs.2 Oö. GemO 1990 liegt dem GR eine Aufstellung notwendiger Kredit-überschreitungen vor. Der Bürgermeister erläutert deren Notwendigkeit und ersucht, der Erhöhung der Ausgabenkredite die Zustimmung zu erteilen.

GR. Demmelbauer J. stimmt in seiner Wortmeldung dieser haushaltspolitischen Maßnahme grundsätzlich mit Ausnahme jener Ausgabenkredite für die 
szt. Quelle-Halle zu. Die anschließende offene Abstimmung ergibt Einstimmigkeit. 

Baulandförderung der Gemeinde; Verlängerung

Der Bürgermeister erinnert, dass bei der letzten Landesprüfung im Vergleich mit der Finanzkraft der Gemeinde die Baulandförderung als nicht den Grundsätzen der Sparsamkeit ent-sprechend bemängelt wurde. Nachdem sich maßgebliche Fakten, nämlich das vergleichsweise günstige Baulandangebot in Nachbarsgemeinden nicht wesentlich geändert haben, sieht er die weitere Notwendigkeit zur Verlängerung. Er empfiehlt daher, die bisherigen Fördersätze für die Dauer eines Jahres wie folgt neu festzusetzen:

Für Neuparzellen mit einer Größe 
bis    900 m²

 €  3.000,--

bis 1.000 m²

 €  2.000,--

Die Baulandförderung von € 2.000,-- gebührt weiters, wenn 

a) in einem Bebauungsplan bzw. Bebauungsvorschlag aus raumordnungs-politischen Gründen eine größere Grundstücksgröße vorgegeben wird, und

b) eine Grundstücksgröße bis 1.000 m2 nur durch Grundteilung erreicht würde, wobei eine lukrative Bewirtschaftung oder ein Verkauf der verbleibenden Restfläche nicht mehr gegeben wäre. 

GR. Hörmanseder bezeichnet den Vorschlag des Bürgermeisters als durchaus zielführend und beantragt, diesen mittels Beschluss bis 31.8.2004 unter Bei-behaltung der übrigen bisher geltenden Förderungsbedingungen zu genehmigen. Der Antrag wird einhellig gebilligt.  

Genehmigung des Übereinkommens zwischen der Gde.Zell/Pram
und dem SHV Schärding 
betr. Personalübernahme

Der Sozialhilfeverband Schärding hat am 24.6.2003 den Entwurf eines Über- einkommens betreffend die Übernahme des Altenheimpersonals der Gemeinde übermittelt, welcher vom Verbands-vorstand bereits in der Sitzung vom
4. Juni 2003 genehmigt wurde.

Dazu liegt auch das Rechtsgutachten des Amtes der Oö.Landesregierung, Abt.Gemeinden, vom 17.4.2003 vor, womit die Vertragstauglichkeit des 
ggst. Übereinkommens bestätigt wird.

Der Vorsitzende erläutert den vorliegenden Vertragsentwurf und verweist darauf, dass das gesamte Personal demnach unter Aufrechterhaltung der in den Dienst-verträgen vereinbarten Bedingungen unter voller Anerkennung der bisher erworbenen Urlaubs- und Abfertigungsansprüche übernommen wird.

Er bedauert, dass die Weiterführung des örtlichen Seniorenheimes auf Grund der kostenintensiven Bau- und Betriebsbe-stimmungen der Oö. Alten- und Pflegeheimverordnung für die Gemeinde Zell/Pram nicht mehr möglich war und bezeichnet die vorliegende Lösung als zufriedenstellend. 

GV. Furthner bestätigt diese Meinung und beantragt, das vollinhaltlich zur Kenntnis gebrachte Übereinkommen zum Beschluss zu erheben. Hiezu erfolgt die allgemeine Zustimmung des GR.

Bericht des Bürgermeisters

Der Bürgermeister bedankt sich beim zuständigen Verkehrsreferenten LHStv. Haider für die prompte Erledigung des Förderungsansuchens für die Park & Ride-Anlage und die Gewährung eines Förderungsbeitrages von € 66.200,--, und bei LR Dr. Aichinger für die Aufstockung der Landesförderung für die Errichtung eines öffentlichen Kinderspielplatzes von
€  7.000,-- auf  € 9.000,--. 

Er nimmt weiters Bezug auf das Schreiben von LR. J.Ackerl vom 4.6.2003, der darin wegen der aus seiner Sicht zunehmenden Umschichtung von Finanzierungsaufgaben des Bundes zu Lasten der Gemeinden bei einer kontinuierlichen Minderung der Gemeindeanteile am Gesamtabgabenertrag seine Sorge um die Zukunftschancen der Gemeinden mitteilt. 

Der Bürgermeister bedauert seinerseits, dass der ländliche Raum zu Gunsten der Ballungszentren Linz, Wels und Steyr bei der Verteilung des Steueraufkommens immer mehr benachteiligt wird und fordert die vermehrte Ansiedlung potenter Betriebe auch im Bezirk Schärding. Durch vermehrte Bemühungen der regionalen Abgeordneten und der Inn-Euregio sollen im Interesse der Auspendler vermehrt Arbeitsplätze geschaffen und das unterdurchschnittliche Lohnniveau ange-hoben werden. 

Als sinnvolle Maßnahme sieht der Bürgermeister daher auch den Ausbau der ÖBB-Strecke, wobei der Westbahnausbau in die Prioritätenstufe zwei gereiht wurde. In Zell halten zur Zeit täglich 49, in Riedau 51 Personenzüge. Diese Kapazität ist zur Zeit laut Aussage von DI Strugger ausreichend und soll diese in nächster Zeit nicht erhöht werden. 

Der Bürgermeister berichtet weiters von der heutigen Spatenstichfeier der ÖBB in Riedau.

Ab Mitte Juli werden als Vorarbeiten für den Bahnhofumbau Riedau die Bauarbeiten ua. an der Wildhager-Unterführungsstraße begonnen.

Die Bauzeit für das Gesamtprojekt erstreckt sich von Mai 2003 bis Juni 2006. Die Projektkosten betragen voraussichtlich €  45,8 Mio.

Zum Abschluss dieses TOP fordert GR. J.Demmelbauer im Bereich der neu-gestalteten Ortsdurchfahrt mehr Parkdisziplin. 

Der Bürgermeister plädiert an die Mandatare, entsprechende Meinungs-bildung in der Bevölkerung zu betreiben und schließt zur Verbesserung festzu- stellender Missstände in Zukunft die Verordnung von Kurzparkzonen nicht aus.    

Gemeinderatssitzung 

vom  09.September 2003

Wirtschaftsweg Jebling, Freiw.Kostenbeitrag der Gde;

Dazu liegt der Projektsplan der Agrarbezirksbehörde für OÖ. samt Technischem Bericht vor, welcher dem GR zur Kenntnis gebracht wird. Die Kosten für den WW. Jebling (BL I) mit einer Länge von 335 m und einer Kronenbreite von 3,60 m wurden auf €  24.000,-- geschätzt. Die Beihilfe des Landes wird 
40 % betragen. VzBgm. Bauer erklärt, dass auch für die szt. errichteten Kammerwege freiwillige Leistungen der Gemeinde erbracht wurden, und befürwortet grundsätzlich eine finanzielle Beteiligung der Gemeinde. GV. Furthner schließt sich dieser Meinung an und beantragt, nach Vorliegen eines zustimmenden Übereinkommens der Interessenten-gemeinschaft den Kostenanteil der Gemeinde mittels Beschluss verbindlich festzusetzen. Dieser Antrag findet die einhellige Annahme. 

Teilw.Auflassung 

der Öff.Wegparzelle 1864 

KG.Aiglbrechting

Der GR hat mit Beschluss vom 1.7.2003 die Einleitung des straßenrechtlichen Verfahrens befürwortet, bei dem keine ablehnenden Stellungnahmen eingebracht wurden. VzBgm.Bauer verweist auf das Ergebnis des heute dazu vom Bau- und Straßenausschuss durchgeführten 

Lokalaugenscheins und spricht sich für die Erlassung der bezughabenden Ver- ordnung, welche dem GR vollinhaltlich zur Kenntnis gebracht wurde, aus. Dem Grundanrainer Dick soll die aufzulassende Teilfläche zum kostenlosen Erwerb unter der Auflage angeboten werden, dass dieser auf seine Kosten die Straßen-entwässerungsanlagen instandzuhalten und allfällige Vermessungskosten zu übernehmen hat. GR.Hörmanseder schließt sich der Meinung des Vorsitzenden mit einem gleichlautenden Antrag an, der ohne Gegenstimme gebilligt wird. 

Hötzeneder Gemeindestraße;

Genehmigung der Schlussvermessung

Dazu liegt dem GR die Vermessungs-urkunde des DI Franz Strauss, Schärding, zur Kenntnis und Beratung vor. Nachdem dem GR die von den einzelnen Grund-anrainern abgetretenen Flächen bekannt-gegeben wurden, erläutert der Vorsitzende den neuvermessenen Trassenverlauf und stellt fest, dass eine weitere Vermessung der abstoßenden Grundgrenzen, wie bei der Trassierungsverhandlung am 3.10.2001 vereinbart, nicht mehr erforderlich ist. GV.Kaiser äußerst sich insgesamt positiv zum realisierten Straßenneubau und beantragt, dem vorgetragenen Ergebnis der Schlussvermessung zuzustimmen. Die Antragsannahme erfolgt einstimmig. 

Ausbau Zufahrtsstraße 
VS, Kindergarten, Altenheim (Bgm.Felix-Meier-Str.)
Baubeschluss und Genehmigung des 1.Fin.Planes

Im Zuge der Umgestaltungsmaßnahmen dieser Gemeindestraße soll zur Hebung der Verkehrssicherheit insbesondere der Schul- und Kindergartenkinder auch ein Gehsteig errichtet werden. Dazu legt VzBgm.Bauer zwei Vorentwürfe des DI Mag.Otmar Stöckl, Zell/Pram, vor. Er erläutert beide Varianten und gibt unter Berufung auf das heutige Beratungsergebnis des Bau- und Planungsausschusses mit entsprechenden Begründungen der Planvariante 1 den Vorzug. Nachdem die entlang des 
VS-Sportplatzes situierten Kugelleuchten den Sicherheitsbestimmungen nicht mehr entsprechen, sollen diese durch neue Licht-punkte ersetzt werden. Er verliest dazu auch die Stellungnahme des Amtssach-verständigen für Verkehrstechnik, welcher sich bei einem früheren Lokalaugenschein für die Weiterführung des Gehsteiges zum Kindergarten südlich des Volksschul-gebäudes ausgesprochen hat, und der die nunmehr vorgeschlagene Variante als Minimallösung qualifiziert. 

Dazu liegt folgender Entwurf des 1.Finanzierungsplanes vor:

Die Gesamtkosten von € 80.000,-- werden durch Zuführungen aus dem OHH in Höhe von € 40,000,--, sowie einen Landes-zuschuss und BZ-Mittel von jeweils
 € 20.000,-- bedeckt.

In den anschließenden Wortmeldungen plädiert Ing.Goldberger dafür, dass die beim VS-Haupteingang vorgelagerten Betonwände verkürzt und durch transparente Glassegmente adaptiert werden, und GV.Haferl spricht sich im Zuge der Straßenbaumaßnahmen für die Mitverlegung der Rohrleitungen für den zukünftigen Anschluss der öffentlichen Gebäude an die Hackschnitzelheizung aus. Schließlich befürwortet GV.Demelbauer W. die geplanten Straßenbaumaßnahmen, beantragt dazu den erforderlichen Baubeschluss des GR und spricht sich weiters für die Annahme des vorgetragenen 1.Finanzierungsplanes aus. Der Antrag wird einstimmig angenommen. 

Errichtung eines öffentlichen Kinderspielplatzes;

Baubeschluss und 1.Finanzierungsplan

Dem GR liegt der Entwurf des 1.Finanzierungsplanes vor, welcher zur Bedeckung der Gesamtausgaben von 
€ 40.000,-- einen Anteilsbetrag aus dem OHH von € 22.000,-- und einen zugesicherten Landesbeitrag (Abt.Bildung, Jugend und Sport) sowie BZ-Mittel von
je  € 9.000,-- vorsieht. 

Mit der Projektierung des Kinderspiel-platzes wurde das Planungsbüro
DI Mag. Otmar Stöckl beauftragt, und wird nach Projektsvorlage der zuständige Beratungsausschuss hierüber befinden.

GV. Furthner begrüßt die Realisierung dieses Vorhabens und beantragt, dem ggst. Projekt durch Herbeiführung des Baubeschlusses als auch dem vorge-tragenen und erläuterten Entwurf des 1.Finanzierungsplanes die Zustimmung zu erteilen. Der Antrag wird allgemein befürwortet.

Liegenschaft Anna Treidlinger; Kaufangebot

Herr Oswald Rinner, Raab, hat den beabsichtigten Verkauf der Liegenschaft Hofmark Nr.2 der verstorbenen Anna Treidlinger mitgeteilt, und dazu ein mündliches Anbot in Höhe von € 140.000,- unterbreitet. Die Mitglieder des GR  befinden den offerierten Kaufpreis übereinstimmend als zu hoch. VzBgm.Bauer bestätigt wegen der günstigen Situierung der Liegenschaft das grundsätzliche Kaufinteresse der Gemeinde, plädiert jedoch dafür, als Basis für Nachverhandlungen ein Sach-verständigen-Schätzgutachten in Auftrag zu geben. In einer abschließenden Wortmeldung beantragt GR. Macherhammer weiterführende Verhand-lungen, wozu die allgemeine Zustimmung des GR erfolgt.  

ÖBB-Lärmschutzmaßnahmen; Vertragsunterfertigung

Die Mitglieder des GR haben sich mit den Beschlüssen vom 21.1. und 15.5.2003 für den Vertragsabschluss zur Durchführung von Lärmschutzmaßnahmen im Zuge des ÖBB-Ausbaues ausgesprochen, wobei die Österr.Bundesbahnen mit weiteren Schreiben die Unterfertigung des Durch-führungsvertrages durch den Bürgermeister bis spätestens 4.September 2003 urgiert haben. Eine Realisierung der Lärm-schutzwände im Rahmen der Gleis-umbauarbeiten ist danach wegen der Ausschreibungsmodalitäten nicht mehr möglich. Dazu teilt das Amt der Oö.Landesregierung als Gemeinde-aufsichtsbehörde mit Schreiben vom 3.September mit, dass sich das Gemeindereferat nicht in der Lage sieht, für Lärmschutzwände an Eisenbahnstrecken Bedarfszuweisungs-mittel bereitzustellen, weshalb im Grunde der maßgeblichen Bestimmungen der Oö.GemO 1990 wegen der nicht gesicherten Finanzierung der ggst. Vertrag nicht abgeschlossen werden darf. 

In seiner Wortmeldung erhebt GV.Demelbauer W. die Anfrage, wieweit in den Marktgemeinden Andorf und Riedau BZ-Mittel gewährt worden sind, GR.Ing.Goldberger glaubt, dass im Zuge des Gleisausbaues mit einem geringen Aufwand Fundamente für eine allfällige spätere Nachrüstung vorgesehen werden könnten und GR.Demmelbauer J. begrüßt die Entscheidung der Aufsichtsbehörde, womit letztlich auch den Einwänden der ÖBB-Anrainer entsprochen wurde.

Berufungsbescheide betreffend:

a) Dr.Hans Peter Huber u.Mitbes., Linz; Berufung gegen Verkehrsflächenbeitrag für Parz.193 und 152 KG.Zell

Mit Bescheid des Bürgermeisters wurde den Abgabepflichtigen ein Verkehrs-flächenbeitrag zur Zahlung vorge-schrieben. Dagegen wurde innerhalb offener Frist Berufung erhoben. Nunmehr liegt dem GR der Entwurf eines Bescheides vor, womit die ggst. Berufung zurückgewiesen und der Bescheid des Bürgermeisters vollinhaltlich bestätigt wird. Über Antrag von GR.Altmann wird der Berufungsbescheid des GR bei einer Gegenstimme von GR. Schwarzmayr genehmigt.

b)  Dr.Hans Peter Huber u.Mitbes., Linz; Berufung gegen Aufschließungsbeitrag (Wasser/Kanal) für Parz.193 und 152 KG.Zell  

Mit Bescheid des Bürgermeisters wurde den Abgabepflichtigen ein Aufschlies-sungsbeitrag für Wasser/Kanal zur Zahlung vorgeschrieben. Gegen diesen Bescheid wurde fristgerecht das Rechtsmittel der Berufung erhoben.

Dazu liegt dem GR der Entwurf eines Bescheides vor, womit die ggst. Berufung zurückgewiesen, und der Bescheid des Bürgermeisters vollinhaltlich bestätigt wird.

Über Antrag von GV. Kaiser wird der Berufungsbescheid einstimmig ange-nommen.

c)  Dr.Hans Peter Huber u.Mitbes., Linz; Ausnahme vom Aufschließungsbeitrag für Parz.699 KG.Zell; Berufung

Den Abgabepflichtigen wurde ein Aufschließungsbeitrag für Wasser/Kanal/ Verkehrsfläche zur Zahlung vorgeschrieben.

Darauf bezugnehmend, haben die Genannten fristgerecht die Erteilung der Ausnahmebewilligung beantragt.

Dieser Antrag wurde mit Bescheid des Bürgermeisters zurückgewiesen. Dagegen wurde fristgerecht das Rechtsmittel der Berufung erhoben und gleichzeitig die Aussetzung der Einhebung des vorgeschriebenen Aufschließungsbeitrages bis zum 31.12.2004 beantragt.

Dazu liegt dem GR der Entwurf eines Bescheides vor, womit die ggst. Berufung zurückgewiesen, der Bescheid des Bürgermeisters vollinhaltlich bestätigt, und der Antrag auf Aussetzung der Einhebung des vorgeschriebenen Aufschließungs-beitrages abgelehnt wird. 

Über Antrag von GR.Macherhammer wird der Berufungsbescheid einstimmig zum Beschluss erhoben. 

d) Dipl.Ing. Bernhard und

    Gertrud Kammerer; Krena-Straße 5;

Ausnahme vom Aufschließungsbeitrag für Parz.318/1 der KG.Zell; Berufung

Den Abgabepflichtigen wurde mit Bescheid des Bürgermeisters ein Aufschließungsbeitrag (Wasser/Kanal) zur Zahlung vorgeschrieben.

Darauf bezugnehmend, haben die Genannten mit entsprechenden Begründungen fristgerecht die Erteilung der Ausnahmebewilligung beantragt.

Dieser Antrag wurde mit Bescheid des Bürgermeisters zurückgewiesen.

Gegen diese Entscheidung wurde fristgerecht das Rechtsmittel der Berufung eingebracht.

Dazu liegt dem GR der Entwurf eines Bescheides vor, womit die ggst. Berufung zurückgewiesen, und der erstinstanzliche Bescheid  vollinhaltlich bestätigt wird. 

Über Antrag von GR. Auer wird der Berufungsbescheid einstimmig zum Beschluss erhoben. 

e) Dipl.Ing.Bettina Weilhartner, 

    Wildhag 1; 

Ausnahme vom Aufschließungsbeitrag für Parz.898/15 KG.Zell; Berufung

Mit Bescheiden des Bürgermeisters wurde der Abgabepflichtigen im Sinne der maßgeblichen Bestimmungen des Oö.ROG 1994 ein Aufschließungsbeitrag für Wasser/Kanal/Verkehrsfläche zur Zahlung vorgeschrieben. 

Darauf bezugnehmend, wurde fristgerecht die Erteilung der Ausnahmebewilligung beantragt. 

Dieser Antrag wurde mittels Bescheid des Bürgermeisters zurückgewiesen, wogegen fristgerecht Berufung erhoben wurde.

Dazu liegt dem GR der Entwurf eines Bescheides vor womit die ggst. Berufung zurückgewiesen, und der Bescheid des Bürgermeisters vollinhaltlich bestätigt wird. 

GR.Schmidhuber beantragt die Genehmigung des Berufungsbescheides, die einhellig erfolgt. 

f) Voitleitner Ernst und Hedwig, 

    Kranzlweg 2; 

Ausnahme vom Aufschließungsbeitrag für Parz.217, KG.Zell; Berufung

Mit Bescheiden des Bürgermeisters wurde den Abgabepflichtigen ein Aufschließungsbeitrag für Wasser/
Kanal/Verkehrsfläche zur Zahlung vorgeschrieben. 

Dazu haben die Genannten fristgerecht die Erteilung der Ausnahmebewilligung beantragt. 

Dieser Antrag wurde mit Bescheid des Bürgermeisters zurückgewiesen, wogegen fristgerecht das Rechtsmittel der Berufung eingebracht wurde. Dazu liegt dem GR der Entwurf eines Bescheides vor, womit die ggst. Berufung zurückgewiesen, und der Bescheid des Bürgermeisters vollinhaltlich bestätigt wird. 

Der Genehmigungsantrag von GV.Kaiser wird bei vier Gegenstimmen von GV.Demelbauer W., GR.Schwarzmayr, GR.Ziegler und GR.Hörmanseder mehrheitlich angenommen.

g) Höllerl Manfred, In der Zeile 12; Aufschließungsbeitrag für Parz. 92/1 KG.Zell (Wasser/Kanal); Berufung

Mit Bescheid des Bürgermeisters wurde dem Abgabepflichtigen ein Aufschließungsbeitrag für Wasser/Kanal zur Zahlung vorgeschrieben. Darauf bezugnehmend, hat der Genannte  innerhalb offener Frist das Rechtsmittel der Berufung erhoben. 

Dazu liegt dem GR der Entwurf eines Bescheides vor, womit die ggst. Berufung als unbegründet zurückgewiesen, und der erstinstanzliche Bescheid des Bürgermeisters vollinhaltlich bestätigt wird.

Der Berufungsbescheid wird über Antrag von GR.Altmann bei drei Gegenstimmen von GV.Demelbauer W., GR.Schwarzmayr und GR.Ziegler mehrheitlich angenommen. 

h) Höllerl Manfred, In der Zeile 12; Verkehrsflächenbeitrag für Parz. 92/1 KG.Zell; Berufung

Mit Bescheid des Bürgermeisters wurde dem Abgabepflichtigen im Sinne der maßgeblichen Bestimmungen des Oö.ROG 1994 ein Verkehrsflächenbeitrag zur Zahlung vorgeschrieben. Darauf bezugnehmend, hat der Genannte rechtzeitig das Rechtsmittel der Berufung eingebracht. 

Dazu liegt dem GR der Entwurf eines Bescheides vor, womit die ggst. Berufung zurückgewiesen, und der Bescheid des Bürgermeisters vollinhaltlich bestätigt wird.

GR.Ing.Goldberger beantragt die Annahme des Berufungsbescheides, die mit den Gegenstimmen von GV.Demelbauer W., GR.Schwarzmayr und GR.Ziegler mehrheitlich erfolgt.

Allfälliges

VzBgm.Bauer erinnert daran, dass die Gemeinde Zell/Pram ihre Teilnahme an der diesjährigen Ortsbildmesse, welche am 21.September in Grieskirchen stattfindet, angemeldet hat, und ersucht die Mitglieder des GR um ihre aktive Beteiligung und Unterstützung.

GV.Kaiser lädt alle Anwesenden zum Besuch des diesjährigen Weinlesefestes der FF.Blümling, welches am 20. und 21.September in der Wölfleder-Halle in Wiesing stattfindet, ein.

GR.Ing.Goldberger ersucht, die Änderung des Bebauungsplanes Am Wassen-Ost in die Tagesordnung der nächsten 
GR-Sitzung aufzunehmen, worauf GV.Demelbauer W. dies auch zum Anliegen der ÖVP-Fraktion erklärt.  


Vor Beginn der Heizperiode wird auf die wesentlichen Bestimmungen des Oö. Luftreinhalte- und Energietechnikgesetzes 2002 hingewiesen, mit dem ua. das Oö.Luftreinhaltegesetz, das Gesetz über die Lagerung und Verfeuerung brennbarer Flüssigkeiten sowie die Oö.Kehrordnung außer Kraft gesetzt wurden. 

Für Feuerungsanlagen dürfen nur feste, flüssige oder gasförmige Brennstoffe, welche gesetzlich zugelassen sind, verwendet werden. Keinesfalls dürfen Brennstoffe genutzt werden, die eine Überschreitung der im Immissions-schutzgesetz festgelegten Werte bewirken. Mit obigem Gesetz wurde auch die Prüf- und Kehrarbeit der Rauchfangkehrer neu geregelt.

Generell bleibt der Rauchfangkehrer wie bisher für die Durchführung der Prüf- und Kehrarbeiten verantwortlich. 

Kehrfristen: 

Ölheizungsrauchfänge sind zwischen 1.Oktober und 31.Mai zweimal (bisher dreimal) zu prüfen bzw. zu kehren 
(Bei Sommerbetrieb f. Warmwasserauf-bereitung dreimal).

Gasfänge sind generell einmal jährlich zu prüfen bzw. zu kehren.

Fänge von Feuerstätten für feste Brennstoffe werden wie bisher in der Heizperiode mind. viermal gekehrt 
(bei Sommerbetrieb sechsmal)

Neu: 

Der Rauchfangkehrer hat mind. einmal jährlich auch zu prüfen, ob die Rauchrohre zu kehren sind. Alle benützten Rauchfänge sind vom Rauchfangkehrer nicht nur, wie bisher, vor der erstmaligen Inbetriebnahme, sondern alle 10 Jahre auf ihre Dichtheit zu prüfen (bei Überdruckbetrieb alle 5 Jahre).

Alle Feuerstätten mit einer Brennstoffwärmeleistung von 15 – 50 KW sind alle 2 Jahre, jene mit über 50 KW sind jährlich auf die Einhaltung der Umweltschutz-Vorschriften zu prüfen

(Abgasmessung). Diese Messung kann neben dem Rauchfangkehrer auch von  anderen befugten Personen (Brenner-service, Installateur) durchgeführt werden. Das Messprotokoll ist jedoch dem Rauchfangkehrer vorzulegen.

Generell sind all Fänge vor der erstmaligen Inbetriebnahme bzw. nach deren Sanierung vom Rauchfangkehrer überprüfen zu lassen.


Für das Fundwesen in Österreich ist seit Anfang Februar der Bürgermeister und damit das Gemeindeamt zuständig. 

Was tun, wenn Sie etwas verloren haben?

Ab sofort gibt es unter der Adresse www.fundinfo.at die Möglichkeit, jederzeit österreichweit im Internet nach den Verlustgegenständen zu suchen. Für alle, die keinen Internet-Zugang haben, erledigt das Gemeindeamt auf Anfrage die Suche im Fund-InfoSystem.  

Was tun, wenn Sie etwas gefunden haben?

Polizei und Gendarmerie sind nur für bedenkliche Funde wie Schusswaffen und Ähnliches zuständig. 


Alle anderen Fundgegenstände müssen im Gemeinde/Stadtamt des Fundortes abgegeben. 

Es ist nicht nur Ehrensache, gefundene Gegenstände abzugeben. Jedermann ist zur Abgabe gesetzlich dann verpflichtet, wenn der Wert des Fundgegenstandes zehn Euro übersteigt oder ein offensichtlich ideeller Wert erkennbar ist. Finder haben außerdem gegenüber dem Eigentümer Anspruch auf Finderlohn in der Höhe von fünf bis zehn Prozent des Wertes des Fund- gegenstandes sowie auf Ersatz der Barauslagen bzw. des Verdienstentganges.

Der Weg zum Gemeindeamt zahlt sich daher meistens aus.

Die Agrar- und Forstrechtsabteilung des Amtes der Oö.Landesregierung ersucht um folgenden Hinweis:

In Umsetzung der maßgeblichen EU-Richtlinien dürfen ab 1.Jänner 2004 nur 

mehr jene Eier vermarktet werden (ausgenommen ab Hof-Verkauf), welche bei der Bezirkshauptmannschaft registriert sind, und denen von dieser ein Erzeugercode zugewiesen worden ist. Erzeugerbetriebe, die ihre Eier auch künftig vermarkten wollen, haben daher zeitgerecht die Zuweisung des Erzeugercodes bei der Bezirks-verwaltungsbehörde zu beantragen. Für die Antragstellung werden neben Angaben über die Haltungssysteme auch die LFBIS Betriebsnummer benötigt. 

Weitere Informationen entnehmen Sie bitte dem Anschlag an der Gemeinde-Amtstafel.


Der jährliche österreichweite Zivilschutz-Probealarm wird

am Samstag, 4. Oktober 2003, zwischen 12:00 Uhr und 13:00 Uhr

durchgeführt. Weitere Informationen entnehmen Sie dem Anschlag auf der Amtstafel.

Nach Auflösung des Bezirksgerichtes Raab finden weiterhin jeden 2. und 4. Dienstag im Monat von 08,00 – 12,00 Uhr Gerichtstage mit kostenloser Rechtsberatung im Marktgemeindeamt Raab (Fraktionsraum) statt. Die Termine sind an der ha.Amtstafel kundgemacht.


An der diesjährigen Blutspendeaktion der Blutzentrale des Österr.Roten Kreuzes haben insgesamt 130 freiwillige Blutspender (52 Frauen und 78 Männer), das sind rund 6,5 % der Gesamtbevölkerung, beteiligt. Das Gesamtergebnis der RK-Blutspendeaktionen hat sich damit auf 4777 freiwillige Blutspender erhöht. 

Die Gemeinde bedankt sich wiederum bei allen Spendern auch im Namen des Roten Kreuzes sehr herzlich.


	Zeitraum
	Diensthabender Arzt
	         (
   Die Telefonnummern

Dr. Gumpinger            8551

Dr. Mooseder              8298

Dr. Ulbrich       07762/3610

Dr. Löffler        07762/2050

Dr. Ortbauer     07762/4040

Dr. Reifeltshammer     8442

Dr. Hofwimmer 07736/6218



	05. Oktober
	Dr. Reifeltshammer, Taiskirchen
	

	12. Oktober
	Dr. Ulbrich, Raab
	

	19. Oktober
	Dr. Ortbauer, Enzenkirchen
	

	26. Oktober (Nationalfeiertag)
	Dr. Löffler, Raab
	

	01. November (Allerheiligen)
	Dr. Gumpinger, Zell an der Pram
	

	02. November
	Dr. Gumpinger, Zell an der Pram
	

	09. November
	Dr. Mooseder, Riedau
	

	16. November
	Dr. Ulbrich, Raab
	

	23. November
	Dr. Hofwimmer, Pram
	

	30. November
	Dr. Reifeltshammer
	

	07. Dezember
	Dr. Löffler, Raab
	

	08. Dezember (Maria Empf.)
	Dr. Ulbrich, Raab
	

	14. Dezember 
	Dr. Ortbauer, Enzenkirchen
	

	21. Dezember
	Dr. Hofwimmer, Pram
	

	24. Dezember (Hl.Abend)
	Dr. Ulbrich, Raab
	

	25. Dezember(Christtag)
	Dr. Ulbrich, Raab
	

	26. Dezember (Stephanitag)
	Dr. Mooseder, Riedau
	

	28. Dezember
	Dr. Gumpinger, Zell an der Pram
	

	31. Dezember (Silvester)
	Dr. Ortbauer, Enzenkirchen
	



Aufgrund der diesjährigen Trockenheit entsteht auf vielen Betrieben Futterknappheit.
Der Ortsbauernausschuss Zell an der Pram organisiert den Zukauf von Heu bzw. Stroh.
Bis Mitte September konnten bereits über 22 Tonnen Heu von guter Qualität an Zeller Bauern vermittelt werden. Bei weiterem Bedarf übernimmt der Ortsbauernausschuss wiederum die Organisation. – Meldungen bitte bei Ortsbauernobmann Franz Zweimüller (07764/8042)

Herbstexkursion

der Ortsbauernschaft Zell an der Pram in den Bezirk Vöcklabruck.

Besichtigt werden u.a. 2 Rinderbetriebe, welche die „Totale Misch Ration (TMR)“ auf Vorrat gemischt für Kälber u. Kühe erfolgreich praktizieren.

Nähere Informationen erfolgen noch.


Schulveranstaltungen (z.B. Sportwochen, Projektwochen, Fremdsprachenwochen usw.) werden vom Land OÖ. mit Beihilfen in Höhe von EUR 80,00 je teilgenommenem Pflichtschulkind (im Mittelschulbereich gibt es gesonderte Beihilfen) gefördert. Voraussetzung dafür ist, dass mindestens 2 Kinder einer Familie  im Laufe eines Schuljahres an Schulveranstaltungen von insgesamt mindestens 8 Tagen teilgenommen haben. Die Beihilfe wird auch dann gewährt, wenn z.B. 1 Kind die Pflichtschule und das 2.Kind eine weiterbildende mittlere oder höhere Schule besucht. Der Antrag ist im Anschluss an die Schulveranstaltungen, spätestens aber 3 Monate nach Ende des laufenden Schuljahres für alle Kinder gemeinsam zu stellen. 

Nähere Informationen und die Antragsformulare erhalten Sie im Gemeindeamt, Zi.Nr.1.

Schul- und Heimbeihilfe 

Schüler und Schülerinnen in weiterbildenden Schulen können Schul- bzw. Heimbeihilfen beantragen. Antragsformulare werden in der Regel in den jeweiligen Schulen ausgegeben, können jedoch auch beim Gemeindeamt abgeholt werden.

Die Anträge sind beim Landesschulrat für Oberösterreich einzureichen. Antragsfrist ist der 31.Dezember 2003.
AUS DEM GEMEINDERAT
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